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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufrechterhaltung der 
Genehmigungspflicht für die Einfuhren von Handschuhen aus Gewirken mit Ursprung 
in der Republik Korea nach Frankreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 J ) 
des Rates betreffend die gemeinsame Einfuhrrege- 
lung, insbesondere auf Artikel 13, 

nach Konsultation des in Artikel 5 dieser Verord- 
nung vorgesehenen beratenden Ausschusses, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch Verordnung (EWG) Nr. . . . vom . . . 1975 hat 
die Kommission eine Genehmigungspflicht für die 
Einfuhren von Handschuhen aus Gewirken mit Ur- 
sprung in der Republik Korea nach Frankreich ein- 
geführt. 

Die Gründe, die die Einführung dieser Maßnah- 
men der Kommission gerechtfertigt haben, sind wei- 
terhin gültig. Deshalb ist es angebracht, die Maß- 
nahmen für einen Zeitraum von sechs Wochen auf- 
rechtzuerhalten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

1. Die Genehmigungspflicht für die Einfuhren von 
Handschuhen aus Gewirken mit Ursprung in der 
Republik Korea nach Frankreich, eingeführt durch 
Verordnung (EWG) Nr. . . . der Kommission vom 
... 1975, bleibt für einen Zeitraum von sechs 
Monaten seit ihrem Inkrafttreten anwendbar. 

2. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


!) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 
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Begründung 

1. Seit dem Jahre 1973 sind die europäischen Her- 
steller von Handschuhen aus Gewirken, insbeson- 
dere auf dem französischen Markt, einem wachsen- 
den Einfuhrdruck aus Süostasien, an erster Stelle 
aus Korea, ausgesetzt. 

2. Dieser Druck nahm, zunächst auf quantitativer 
Ebene, die Form eines plötzlichen und beträchtlichen 
Anstiegs der Einfuhren an, die in Frankreich von 
271 000 Paaren im Jahre 1972 auf 2,67 Millionen 
Paare im Jahre 1974 stiegen. Sodann hat das unver- 
hältnismäßig niedrige Preisniveau der koreanischen 
Ausführer, die zu etwa einem Drittel des französi- 
schen Preises verkaufen, die Stellung der europäi- 
schen Erzeuger beeinträchtigt. 

3. Das Zusammenspiel dieser beiden Faktoren, 
Mengen und Preise, hat es den koreanischen Expor- 
teuren ermöglicht, einen bedeutenden Marktanteil 
zu erlangen, der im Jahre 1974 etwa 20 v. H. des 
Verbrauchs und mehr als 70 v. H. der Erzeugung in 
Frankreich gleichkam. Diese Entwicklung benach- 
teiligte die in der fraglichen Region angesiedelten 
Erzeuger, deren Produktion in den letzten vier Jah- 
ren erheblich absank. Sie hatte fernerhin äußerst 
ernsthafte Auswirkungen auf die Beschäftigungslage 
in diesem Sektor. 

4. Angesichts dieser Umstände, deren rapide Ver- 
schlechterung angesichts der in den ersten vier Mo- 


naten des Jahres 1975 zu verzeichnenden Einfuhr- 
erwartung vorauszusehen ist, hat die französische 
Regierung am 7. Mai 1975 die Einführung unverzüg- 
licher Schutzmaßnahmen gefordert. 

5. Auf diesen Antrag hin fand eine Sitzung des 
beratenden Ausschusses der Verordnung (EWG) Nr. 
1439/74 statt. Der Ausschuß gab zustimmende Stel- 
lungnahmen hinsichtlich einer Beschränkung der 
Einfuhren von Handschuhen nach Frankreich ab, so- 
fern die Bestimmungen des Multifaser Abkommens 
berücksichtigt würden. 

6. Die Kommission hat deshalb eine Verordnung 
zur Einführung der Genehmigungspflicht für die 
Einfuhr von Handschuhen aus Gewirken nach Frank- 
reich und mit einer mengenmäßigen Beschränkung 
auf 1,35 Millionen Paare für sechs Monate erlassen. 

7. Die Kommission ist der Auffassung, daß diese 
Genehmigungspflicht aufrechterhalten bleiben muß, 
da die Marktstörung, die ihre Einführung rechtfer- 
tigte, andauert. 

8. Sie unterbreitet deshalb dem Rate nach Arti- 
kel 12 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
den beiliegenden Verordnungsentwurf über die auf 
diesem Gebiete zu ergreifenden, geeigneten Maß- 
nahmen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 21. Juli 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ko 22/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 26. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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